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0 Überblick und Zusammenfassung

Das deutsche Einkommensteuersystem kannte in der Vergangenheit ein 
Nebeneinander von vorgelagerter Besteuerung, d. h. nach dem erstmaligen 
Zufl uss von Einkünften, und nachgelagerter Besteuerung im Zusammen-
hang mit Alterseinkünften, ohne dass dies den gesetzgebenden Organen be-
wusst gewesen wäre (Teil 2). Zwar war spätestens seit Beginn der achtziger 
Jahre des letzten Jahrhunderts bekannt, dass sich hieraus verfassungsrecht-
liche Probleme ergeben könnten, doch nahm keine politische Richtung 
dies zunächst zum Anlass, über grundsätzliche Reformen nachzudenken. 
Allerdings war man sich schon frühzeitig bewusst, dass zwischen der steu-
erlichen Behandlung in der Erwerbsphase einerseits und in der Nacher-
werbsphase andererseits ein Zusammenhang besteht, ohne den eine syste-
matische Lösung nicht denkbar sein konnte (Teil 1).

Hier bestanden Diskrepanzen, die durch weitere Änderungen im Besteue-
rungssystem wie die Steuerfreistellung des Existenzminimums, die eben-
falls verfassungsrechtlich erzwungen waren, weiter verschärft wurden und 
durch kosmetische Operationen nicht überbrückt werden konnten. Vor-
schläge aus der Finanzwissenschaft zur Einführung eines nachgelagerten 
Besteuerungssystems, bei dem Erwerbs- und Nacherwerbsphase korres-
pondierend zu einander behandelt und in ein kohärentes Besteuerungssys-
tem überführt werden sollten, wurden zunächst aber negiert oder konnten 
sich im Spannungsfeld zwischen den divergierenden Auffassungen von 
Bundesregierung und Bundestagsmehrheit auf der einen und Bundesrats-
mehrheit auf der anderen Seite nicht durchsetzen (Teil 3). Hinzu kamen 
jeweils auch fi skalische Probleme, die durch einen vollständigen Besteue-
rungsverzicht in der Erwerbsphase verschärft worden wären.

Erste Lösungsansätze wie die „Petersberger Steuerbeschlüsse“ beschränkten 
sich deshalb darauf, zunächst einmal Besteuerungslücken schließen zu wol-
len und sich dennoch gleichzeitig dem System der nachgelagerten Besteu-
erung zu öffnen, konnten aber politisch nicht umgesetzt werden (Teil 3). 
Unsicherheiten bei der Frage, was denn als Altersversorgung anzusehen 
sei, taten ein Übriges.

Mit dem Altersvermögensgesetz traten im Jahr 2002 neue Regelungen hin-
zu, die zwar das System der nachgelagerten Besteuerung berücksichtig-
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ten, aber – vor allem aus fi skalischen Gründen – auf bis dahin am Markt 
nicht angebotene Produkte der Altersversorgung beschränkten (Teil 4). 
Ergebnis war ein Nebeneinander von klassischen Lebens- und Renten-
versicherungen mit einer Doppelvergünstigung nach §§ 10, 20 EStG, den 
klassischen Durchführungswegen der betrieblichen Altersversorgung – er-
gänzt um neue Pensionsfonds –, die teilweise bei Arbeitgeberbeiträgen bis 
zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nachgelagert, im übrigen aber vorgelagert besteuert werden, und 
den sog. „Riester-Renten“ im Rahmen der privaten und der betrieblichen 
Altersversorgung mit Sonderausgabenabzug und staatlicher Zulage nach 
§§ 10a, 79 ff. EStG, die zwar innerhalb der Fördergrenzen nachgelagert, 
darüber hinaus aber vorgelagert besteuert werden.

Erst eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2002 
(Teil 5) erzwang eine generelle Umstellung des Besteuerungssystems für 
Versorgungsleistungen ab dem Jahr 2005 mit dem Alterseinkünftegesetz 
(Teil 6): Aus fi skalischen Gründen blieb dabei nur eine Umstellung auf die 
nachgelagerte Besteuerung als Handlungsalternative übrig, die aber nur den 
mit dem Altersvermögensgesetz beschrittenen Weg einer betragsmäßigen 
bei gleichzeitiger sachlicher Beschränkung auf Produkte mit lebenslangen 
Versorgungsleistungen fortsetzte und dabei neue Produkte kreierte.

Die Gesamtschau dieser Regelungen kann nur als Wirrwarr unterschied-
lichster Denkansätze beschrieben werden (Teil 7), das weder auf systema-
tisch und dogmatisch sauberer Grundlage beruht noch die Problematik von 
möglichen Zweifachbesteuerungen zu lösen vermag.

So gesehen stellt sich das deutsche System nicht als taugliches Modell für 
eine europäische Lösung dar. Zugleich bietet es aber Ansätze, die – wenn 
sie denn die grenzüberschreitende Problematik berücksichtigen und dog-
matisch sauber aufbereitet werden (Teil 8) – Grundlage für eine längerfris-
tige Koordinierung in Europa darstellen können (Teil 9).




